
beziehen281 . Die förmliche Unterzeichnung dieses Abkommens scheiterte letztlich
daran, daß sich die Pfalzwerke aufgrund der Erneuerung des Kraftwerkes Homburg
nicht zu einer verbindlichen Stromabnahme von der Saar entschließen wollten.
Oberbürgermeister Neikes versuchte daraufhin, teilweise gemeinsam mit dem Vor¬
stand der VSE, in Verhandlungen mit Vertretern der Reichsbahn-Generaldirektion,
des Preußischen Handelsministeriums und des Auswärtigen Amtes in Berlin, der
Reichsbahndirektion Karlsruhe, des Badenwerkes und der Stadt Stuttgart die Möglich¬
keiten und Bedingungen für die Lieferung von Saarkohlenstrom zur Versorgung der
zur Elektrifizierung vorgesehenen bzw. im Bau befindlichen Strecken München-
Stuttgart-Mannheim, Frankfurt-Basel und des Vorortbahnverkehrs von Stuttgart
auszuloten282 . Die Bedingungen für Neikes Pläne erwiesen sich jedoch als fast aus¬

sichtslos: Reichsbahndirektion und Handelsministerium legten zwar einerseits ihre
grundsätzliche befürwortende Einstellung dar, und der angesprochene Legationsrat
des Auswärtigen Amtes versprach eine eventuell notwendige Mobilisierung der politi¬
schen Parteienvertreter in der Angelegenheit. Andererseits war an eine Durchführung
der Elektrifizierung aufgrund der defizitären Finanzlage der Reichsbahn vorerst kaum
zu denken. Über die Strecke Basel-Mannheim bestanden zudem Differenzen zwischen
den Ländern Preußen und Baden. Letzteres wollte zur rascheren Verwirklichung des

Vorhabens Kapital und Stromlieferungen aus der Schweiz einbeziehen, wogegen sich
Preußen sperrte. Das Badenwerk zeigte kein Interesse an Saarkohlenstrom, da dadurch
die eigenenWasserkraftwerke geschädigt würden. Lediglich die Stadt Stuttgart signali¬
sierte eine eventuelle Abnahme, allerdings ebenfalls nicht zur direkten Bahnbeliefe¬
rung, denn diese hatten sich die Technischen Werke der Stadt im Umkreis selbst gesi¬
chert. Da auch die Möglichkeit, unter Umgehung der Leitungen der Pfalzwerke den
Strom von der Saar auf bahneigenem Gelände per Kabel durch die Pfalz zu liefern,
kaum realisierbar schien, wandte sich die VSE wieder direkten Verhandlungen mit den
Pfalzwerken zu.
Am 29.08.1931 besprachen sich seitens der VSE die Aufsichtsratsmitglieder Frank und
Armbrüster mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden der Pfalzwerke, Geheimer Rat Mahla,
sowie weiteren Aufsichtsrats- und Vorstandsmitgliedern in Ludwigshafen. Die Ver¬
handlungen fanden in einem ruhigen, sachlichen Klima statt, zu dem nicht zuletzt die
urlaubsbedingte Abwesenheit von Oberbürgermeister Neikes beitrug, und führten zu
folgendem Ergebnis: Nach Abschluß eines endgültigen Demarkationsabkommens
zeigten sich die Pfalzwerke bereit, in weiteren Gesprächen der VSE bei der Durchlei¬
tung von Saarkohlenstrom in den Bereich östlich des Rheins, der Abnahme einer be¬

stimmten Strommenge sowie den Austausch von Aktien der beiden Gesellschaften ent¬

gegenzukommen. Beruhigt konnte Mahla dem Staatsminister des Innern in München
berichten, diese Vorschläge ließen die Befürchtung, daß die Pfalzwerke in eine weitge¬
hende Abhängigkeit gerieten, zurücktreten. „Das Vorgehen der VSE und der Preußen¬
elektra verfolgt zugestandenermaßen zwei Ziele: Einmal Arbeitsbeschaffung für die

281 VSE-AHV, Präsidiumssitzung v. 06.12.1929; Aufsichtsratssitzung v. 02.04.1930; StadtA
Sbr. BG 2536, 07.02.1931. Die Versorgung der Ostertalgemeinden mit elektrischem Licht
war zwischen 1921-23 erfolgt, vgl. Saal im Ostertal (1983), S. 180f.

282 StadtA Sbr. BG 7216,03.07. Berlin, 02. u. 14.07. Karlsruhe, 01.07. Stuttgart; zur Versorgung
der Stuttgarter Bahnen vgl. auch Haeberle (1983), S. 66ff.
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